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Wer heute eine Wohnung in 
Südtirol sucht, braucht 
entweder Glück, Bezie-

hungen oder ein überdurchschnitt-
liches Einkommen – am besten al-
les zusammen. Um diesen Trend zu 
brechen, hat der Landtag vorige 
Woche die Wohnreform 2025 be-
schlossen. Das Gesetz, das Landes-
rätin Ulli Mair federführend aus-
gearbeitet hat, enthält eine Viel-
zahl an Maßnahmen, die den ange-
spannten Wohnungsmarkt struk-
turell entlasten sollen.  
Doch hinter dem Konsens steckt 
mehr Zündstoff, als es auf den ers-
ten Blick scheint: Während sich die 
Landesregierung mit Datenerhe-
bungen zufriedengibt, fordert die 
Opposition eine echte Transpa-
renzoffensive. Und auch bei der 
Frage, ob künftig StudentInnen 
oder TouristI nnen bevorzugt wer-
den sollen, sind die Fronten alles 
andere als geklärt. 
Die Freie Fraktion hat sich in der 
Debatte erfolgreich für ein flächen-
deckendes Wohnmarkt-Monitoring 
starkgemacht. „Wir brauchen keine 
gefühlten Wahrheiten, sondern be-
lastbare Daten über Preise, Leer-
stände und Nachfrage“, sagte An-
dreas Leiter Reber im Plenum. Der 
Landtag beauftragte die Landesre-
gierung, künftig jährlich Miet- und 
Kaufpreise in den Städten und Ge-
meinden zu erheben und zu veröf-
fentlichen – ebenso wie alle Um-
widmungen und ausgewiesenen 
Kubaturen. Auch ein öffentlicher 
Nachfragemonitor für Mietwoh-

nungen ist Teil des Beschlusses. 
Die Landesregierung versicherte, 
man habe viele der Daten bereits, 
es gehe nun darum, sie besser aus-
zuwerten und zugänglich zu ma-
chen. Für Leiter Reber ein erster 
Schritt, „aber noch kein echter 
Kurswechsel“. 
Ein weiterer Hebel zur Entlas-
tung: die bessere Nutzung beste-
hender Studentenwohnheime. Ein 
Antrag der ehemaligen SVP-Sozi-
allandesrätin Waltraud Deeg sieht 
vor, die Zimmer in der vorlesungs-
freien Zeit auch für SchülerInnen 
und StudentInnen aus dem In- 
und Ausland zu Studien- oder 
Praktikumszwecken freizugeben. 

„Was in anderen Ländern wie 
Österreich längst üblich ist, sollte 
auch bei uns möglich sein – ohne 
dass die Heime zu touristischen 
Beherbergungsbetrieben wer-
den“, so Deeg. Die Mehreinnah-
men sollen in günstigere Jahres-
tarife fließen. Deeg verweist auf 
monatliche Kosten von über 350 
Euro pro Bett – „ein Preis, der 
vielen jungen Menschen den Zu-
gang zum Studium erschwert“. 
Heftig diskutiert wird auch die 
Möglichkeit, stillgelegte Beher-
bergungsbetriebe in Wohnungen 
für Ansässige umzuwandeln. Wäh-
rend der Hoteliers- und Gastwirte-
verband (HGV) die mit Artikel 21 

eingeführte Regelung begrüßt, 
spricht Andreas Leiter Reber süf-
fisant vom „HGV-Paragraphen“. 
Der Verband reagiert empört: Es 
handle sich nicht um eine Begüns-
tigung für die Branche, sondern 
um eine notwendige Lösung für 
kleine Betriebe, die den Betrieb 
eingestellt hätten. „Wer touristi-
sche Gebäude sinnvoll in Wohn-
raum umwandelt, schafft keinen 
Missbrauch, sondern hilft der loka-
len Bevölkerung“, erklärt HGV-Di-
rektor Raffael Mooswalder. 
Für Verstimmung sorgt hingegen 
die Streichung eines anderen Pas-
sus (Art. 19), der ursprünglich die 
Umnutzung aufgelassener Hotels 
zu Mitarbeiterwohnungen erleich-
tert hätte. Der HGV spricht von ei-
ner „verpassten Chance“ ange-
sichts steigender Anforderungen 
an Personalunterkünfte und fordert 
– ganz im Sinne der Freien Fraktion 
– eine „faktenbasierte Debatte“. 
Die Stoßrichtung der Reform ist 
klar: Statt neue Bauzonen auszu-
weisen, soll bestehender Raum 

besser, effizienter und sozialer ge-
nutzt werden. Doch wie groß der 
politische Wille tatsächlich ist, die-
sen Weg konsequent zu gehen, 
wird sich erst zeigen – bei der Um-
setzung der Monitoringinstrumen-
te und der Auslegung der neuen 
Paragrafen. Der Landtag hat ge-
liefert. Doch die eigentliche Arbeit 
beginnt erst jetzt.

Traum vom Raum 
Monitoring statt Bauchgefühl, Studenten statt Touristen, Umnutzung statt Neubau: Wie der Landtag mit der  

Wohnreform den überhitzten Südtiroler Wohnungsmarkt entlasten will.

„Auf den Leim gegangen ...“ 
Hannes Rabensteiner nimmt Ulli Mairs Versprechen, Wohnraum für  

Einheimische zu schaffen, beim Wort. 

Mit zwölf Änderungsanträgen 
und einer Tagesordnung zur 

Wohnbaureform hat Hannes Ra-
bensteiner Arbeitseifer bewiesen. 
Seine Forderungen stießen jedoch 
auf wenig Gegenliebe – viele wur-
den abgelehnt. „Es ist traurig, 
wenn man als Politiker angefeindet 
wird, nur weil man sich für die ei-
genen Landsleute starkmacht“, 
sagt der STF-Politiker. Laut Ra-
bensteiner sollen nur jene An-
spruch auf Wohnbauförderung ha-
ben, die seit mindestens fünf Jah-
ren in Südtirol leben und arbeiten. 
Einziger Erfolg: Der Landtag 
strich eine Passage, die Schutzre-
gelungen für Militärwohnungen 
geschwächt hätte. 

Die STF kündigt weiteren politi-
schen Druck an. „Die Reform muss 
sich an den Bedürfnissen unserer 
Bevölkerung orientieren – nicht an 
den Interessen von Spekulanten, 
staatlichen Bediensteten oder an-

deren ‚Dahergeloffenen‘.“ LR 
Ulli Mair zeigt sich verwun-
dert: „Kollege Rabensteiner 
vermischt so ziemlich alles, was 
man vermischen kann, hat wie-
derholt den sozialen Wohnbau 
mit dem bezahlbaren Wohnen 
und der Wohnbauförderung 
verwechselt, und geht mit 
Falschmeldungen hausieren, 

die Wohnreform sei nicht auf Ein-
heimische ausgerichtet, obwohl wir 
die 100-prozentige Konventionie-
rung einführen.“ Die STF gehe 
den Lobbys auf den Leim, ist die 
Freiheitliche überzeugt. (mat)

Hannes Rabensteiner:  

„Werde angefeindet“

Andreas Leiter Reber Raffael Mooswalder Waltraud Deeg

Wohnreform im Landtag:  

Heftige Debatte um „HGV-Paragraph“ 

„Was in anderen Ländern wie 
Österreich längst üblich ist, 
sollte auch bei uns möglich 

sein – ohne dass die 
Heime zu touristischen  

Beherbergungsbetrieben  
werden.“ 

Waltraud Deeg 
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